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Mehr Unterstützung
aus Düsseldorf?

Oberschlesier sprachen mit Patenministerin Fischer

Zu einem weit über einstündigen Gespräch
empfing die Ministerin für Gesundheit, Sozi-
ales, Frauen und Familie des Landes Nordr-
hein-Westfalen Birgit Fischer, MdL, eine
achtköpfige Delegation der Landsmannschaft
der Oberschlesier. Die Landesregierung von
Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 1964 die
Patenschaft über die Landsmannschaft der
Oberschlesier und die in der Bundesrepublik
lebenden Oberschlesier übernommen. Seit
dieser Zeit ist die Zuständigkeit für Paten-
schaftsangelegenheiten im Soziakninisterium
verblieben.
Patenministerin Birgit Fischer gab im Ge-
spräch ihrer Zufriedenheit darüber Ausdruck,
daß dieser Termin vereinbart werden konnte,
um sich persönlich kennenzulernen und ge-
danklich auszutauschen.
Klaus Plaszczek, Bundesvorsitzender der
Landsmannschaft der Oberschlesier, betonte,
daß es stets gute Gespräche mit den jeweili-
gen Ministern im Verlauf der bald 40-jährigen
Patenschaft gegeben habe. Insbesondere habe
sich die Patenschaft bewährt, als es nicht nur
um die Errichtung der Stiftung Haus Ober-
schlesien, sondern gerade auch zu einer Zeit,
als es um den Verbleib des Oberschlesischen
Landesmuseums der Stiftung Haus Ober-
schlesien an seinem Standort Ratingen in
unmittelbarer Nachbarschaft zur Landes-
hauptstadt Düsseldorf ging. Hier habe der
damalige Ministerpräsident Wolfgang Cle-

ment,- bei seinem persönlichen Besuch des
Oberschlesischen Landesmuseums im März
2000, den Bestand dieses für Nordrhein-
Westfalen einzigartigen Museums bekräftigt.
Für die finanzielle Förderung des Oberschle-
sischen Landesmuseums, sowie für die zahl-
reichen integrativen Maßnahmen des Landes
Nordrhein-Westfalen dankte, Plaszczek Mini-
sterin Birgit Fischer.
Im Verlauf des Gespräches wurden u.a. das
40-jährige Bestehen der Patenschaft im Jahr
2004, der Tag der Oberschlesier zu Pfingsten
2004 in Rheinberg/Messe Niederrhein, die
Kontakte der Landsmannschaft der Ober-
schlesier zum heutigen Oberschlesien, die
Kulturwochen „Oberschlesien an Rhein und
Ruhr" in 2002 und 2003 und die Möglichkei-
ten der Vermittlung des Themas „Oberschle-
sien" an die jüngere Generation und die neuen
partnerschaftlichen Verbindungen des Landes
zu einem Teil Oberschlesiens angesprochen.
Diese Themen bedürfen aber einer weiteren
Erörterung. So wurde die Einladung zu einem
Gegenbesuch im Oberschlesischen Landes-
museum in Ratingen ausgesprochen und
Patenministerin Birgit Fischer nahm diese
Einladung spontan an. Soweit es terminlich
möglich sei, könne dann das begonnene, kon-
struktive Gespräch fortgesetzt werden, um die
angesprochenen Themen zu vertiefen, erklär-
te Landesministerin Fischer abschließend.

Andreas Gundrum

Bundesvorsitzender Klaus Plaszczek überreicht NRW-Patenministerin Birgit Fischer, MdL,
zur Erinnerung an den Besuch zwei Jahrbücher der Stiftung Haus Oberschlesien und eine CD
des Oberschlesischen Blasorchesters vom Wettbewerb für Auswahlorchester im Mai 2002.
v.l.n.r: Leonhard von Chamier, stellv. Bundesvorsitzender und Landesvorsitzender der Lan-
desgruppe Sachsen-Anhalt der LdO, Magdeburg; Heinz Stronczyk, Vorstandsmitglied der
Stiftung Haus Oberschlesien, Kempen Ndrh.; Ministerin für Gesundheit, Soziales, Frauen und
Famifie Birgit Fischer, MdL; Oberstaatsanwalt Horst Jarosch, Präsident des Rates der LdO,
Koblenz; Klaus Plaszczek, Bundesvorsitzender der Landsmannschaft der Oberschlesier,
Herford; Dipl. Ing. Erhard Bullmann, Landesvorsitzender der Landesgruppe Nordrhein-West-
falen, Heiligenhaus; Johanna Torka, Bundesfrauenvorsitzende und Bundeskulturreferentin
der LdO, Dortmund; Dipl. Ing. Paul Schläger, Bundessozialreferent der LdO, Herne; Ministe-
rialrat Johannes Lierenfeld, Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie des
Landes Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf. Weiter nahm an dem Gespräch LdO-Bundesge-
schäftsführer Andreas Gundrum teil. Foto: Andreas Gundrum

Entschädigung für Deutsche
In Tschechien?

Der stellvertretende tschechische Regierungs-
chef Petr Mares will dem Kabinett in Kürze
eine Entschädigungsinitiative für Angehörige
der deutschen Minderheit im Land vorlegen.
Hintergrund seien Diskriminierungen nach
dem Zweiten Weltkrieg", sagte der Vorsit-
zende der liberalen Freiheitsunion der Prager
Zeitung Lidove noviny.
Die Deutschen seien unter dem kommunisti-
schen Regime in der Tschechoslowakei ver-
folgt worden und hätten Repressalien erleiden
müssen. Die Entschädigung für Sudetendeut-
sche sollte daher als Beitrag zur Wiedergut-
machung verstanden werden, erklärte Mares.
Die Mittel dafür sollten nicht aus dem Prager
Staatshaushalt sondern aus dem deutsch-
tschechischen Zukunftsfonds kommen, aus
dem auch tschechische NS-Opfer entschädigt
werden. Regierungschef Vladimir Spidla sag-
te der Zeitung, er würde sich einer solchen
„humanitären Aktion" nicht verschließen.
Nach der Volkszählung von 2001 gehören der
deutschen Minderheit in Tschechien etwa
40.000 Menschen an. Der Vorsitzende des
Verbandes der Deutschen in Nordmähren und
dem Adlergebirge, Walter Sitte, schätzt die
Zahl jedoch auf 100.000.
Der Vertriebenenpolitische Sprecher de/ Uni-

onsfraktion im Deutschen Bundestag, Mar-
schewski, nannte die angekündigte Entschä-
digungslösung für die deutsche Minderheit in
der Tschechischen Republik ein „begrüs-
senswertes Signal zur Aufarbeitung der ge-
meinsamen Geschichte. Er erinnerte jedoch
daran, daß nicht nur die im Lande verbliebe-
nen Deutschen, sondern auch die etwa drei
Millionen vertriebenen Sudetendeutschen
Opfer der fortgeltenden Benesch-Dekrete
seien. Es sei daher unverständlich, wenn der
tschechische Ministerpräsident Vladimir
Spidla einerseits den Vorschlag seines Vize-
premiers unterstütze, andererseits aber zu-
gleich jede politische Geste der Entschuldi-
gung gegenüber den sudetendeutschen Ver-
triebenen ablehne. Marschewski wörtlich:
„Diese Misstöne sind zu kritisieren, vielmehr
müssen alle Opfer gleichermaßen auch als
Opfer anerkannt werden." Die Bundesregie-
rung müsse Prag darauf hinweisen, daß es
nicht Opfer erster und zweiter Klasse geben
dürfe. Die rot-grüne Regierung in Berlin müs-
se endlich „aus ihrer Spektantenrolle heraus-
treten, und über die offenen Fragen im
deutsch-tschechischen Verhältnis und über
die Benesch-Dekrete mit der tschechischen
Seite verhandeln". (UO)

Das Foto stammt aus dem ausführlichen Reiseführer St. Annaberg (Laumann-Verlag) der bei
der Heimatzeitung in Görlitz und in St. Annaberg bestellt werden kann. (Anschrift siehe S.2)


